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Fall: Big Sister
Sachverhalt

Die Entertainerin Conny Tainer hat eine neue Fernsehshow namens “Big Sister” kreiert, die am Samstag abend auf einem privaten Fernsehkanal gezeigt wird.

In der Show geht es um junge Leute, die sich auf eigene Bewerbung hin und ohne Bezahlung bereit erklären, bestimmte Zeit zusammen in einem Kölner Fernsehstudio zu „wohnen“. Sie werden bei allen Aktivitäten des täglichen Lebens gefilmt, was sie auch wissen und Gegenstand einer Einverständniserklärung war.

„Big Sister“ erreicht ungeahnte Einschaltquoten. Der Oberbürgermeister von Köln, Theodor Tadel, ist darüber empört, dass in seiner Stadt „solche primitiven Shows“ gedreht werden. Er will den neuen „Bewohnern“ die Teilnahme an „Big Sister“ untersagen. Zur Begründung führt er neben der sicherheitsrechtlichen Generalklausel an, dies sei zum Schutz ihrer Menschenwürde nötig.

Frage:

Verletzt das Teilnahmeverbot von OB Tadel Grundrechte der (verhinderten) neuen „Bewohner“? Auf sicherheitsrechtliche Fragestellungen ist im Einzelnen nicht einzugehen (Zuständigkeit u.ä.).

Hinweis:

Nach der sicherheitsrechtlichen Generalklausel (von deren Verfassungsmäßigkeit auszugehen ist) können die Sicherheitsbehörden zur Erfüllung ihrer Aufgaben für den Einzelfall Anordnungen nur treffen, um Gefahren abzuwehren oder Störungen zu beseitigen, die Leben, Gesundheit oder die Freiheit von Menschen oder Sachwerte, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse geboten erscheint, bedrohen oder verletzen.

Variante:

Nach ein paar Monaten relativiert sich das Zuschauerinteresse beträchtlich. Conny Tainer denkt sich deshalb etwas Neues aus: Nächsten Samstag sollen zwei neue Besucher, Carlo Colosseo und Stefan Speer, einen „Gladiatorenkampf“ ausfechten, „bis zum bitteren Ende“. Außerdem hat sich Iwan Kaschok beworben, der in der nächsten Sendung eine Vorführung in „Russischem Roulette“ darbieten will.

Lösung

I. Spezielle Freiheitsrechte

1. Schutz der Menschenwürde

Der Schutzbereich des Art. 1 Abs. 1 GG ist nicht eröffnet, da die Teilnehmer durch das Teilnahmeverbot nicht zum Objekt herabgestuft werden (kein Recht auf „Nichthinderung von selbstgefährdenden Handlungsweisen“, vgl. Helmpflicht).

2. Religions- und Weltanschauungsfreiheit

Der Schutzbereich des Art. 4 Abs. 1, 2 GG ist ebenfalls nicht eröffnet, da die Teilnahme der „neuen Bewohner“ an „Big Sister“ nicht religiös motiviert ist (im Gegensatz zu anderen Selbstgefährdungshandlungen, z.B. religiös motivierter Verweigerung der Nahrungsaufnahme).

3. Meinungsfreiheit

Auch der Schutzbereich des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG ist nicht eröffnet, da die bloße Teilnahme an „Big Sister“ noch keine Äußerung verkörpert (anders als z.B. bei einem Hungerstreik).

4. Berufsfreiheit

Ebensowenig ist der Schutzbereich des Art. 12 Abs. 1 GG eröffnet, da die Teilnahme an „Big Sister“ laut Sachverhalt unentgeltlich erfolgt und damit (anders als etwa Prostitution) keine Erwerbstätigkeit, also keinen Beruf darstellt.

II. Auffanggrundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit

1. Schutzbereich

Art. 2 Abs. 1 GG schützt das Recht auf freies Tun und Lassen, also auch die Teilnahme an „Big Sister“.

2. Eingriff

Das Teilnahmeverbot von OB Tadel greift in den Schutzbereich der generellen Handlungsfreiheit ein, da den verhinderten Teilnehmern durch staatliches Handeln ein Verhalten, das in den Schutzbereich der allgemeinen Handlungsfreiheit fällt, unmöglich gemacht wird.

3. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

a. Verfassungsmäßige Ordnung (Rechtsordnung)

Der Versuch von OB Tadel, die Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) der neuen Bewohner als verfassungsrechtliche Rechtfertigung für das Teilnahmeverbot heranzuziehen („Selbstschutz als Eingriffslegitimation“), geht fehl. Hier gilt nichts anderes als bei „Peepshows“ o.ä. Niemand kann seine eigene Menschenwürde verletzen, solange er freiwillig in Kenntnis aller Umstände handelt.

Die sicherheitsrechtliche Generalklausel ermächtigt hier auch nur zum Schutz vor (bzw. zur Abwehr von) Gefahren, die Leben, Gesundheit oder Freiheit von Menschen verletzen.

Dies kommt nur für die Variante in Frage.

b. Schranken-Schranken (Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

Das Teilnahmeverbot für die Variante verfolgt ein legitimes Ziel, nämlich die Erhaltung des Lebens der Gladiatoren bzw. von Iwan Kaschok. Das gewählte Mittel ist hierzu geeignet und auch erforderlich.

Es ist auch angemessen, da im Rahmen einer Abwägung der berührten Interessen gerade der Schutz der Menschenwürde gegen die Veranstaltung von „Gladiatorenkämpfen“ und „Russischem Roulette“ spricht, da derlei Shows den Menschen tatsächlich zum bloßen Objekt herabdegradieren.

III. Ergebnis:

Das Teilnahmeverbot von OB Tadel verletzt das Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit. In der Variante ist der Eingriff allerdings verfassungsrechtlich gerechtfertigt.
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